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Geſetz⸗Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No... 


Nor-20 210 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. April 1839., wegen Aufhebung der Strafe «+ 94. ?2 6.23 be, 


23. 


der Einſtellung in die Feſtungs⸗Strafſektionen gegen die der Civil⸗Gerichts⸗ 
barkeit unterworfenen im Militairverbande befindlichen Individuen. 


D. es im Intereſſe der beſſeren Strafvollſtreckung nothwendig iſt, die von 
den Civilgerichten nach der Verordnung vom 22. Februar 1823. und den die⸗ 
ſelbe ergaͤnzenden Geſetzen zu erkennende Strafe der Einſtellung in die Feſtungs⸗ 
Strafſektionen aufzuheben, dieſe Aufhebung jedoch wegen der in den Civil⸗Straf⸗ 
Anſtalten zur Aufnahme der Verurtheilten zu treffenden Vorkehrungen nur nach 
und nach in den verſchiedenen Provinzen zur Ausfuͤhrung kommen kann, ſo be⸗ 
ſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 31. Dezember v. J. fuͤr den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie: 

§. 1. Von dem Zeitpunkte an, wo die Strafe der Einſtellung in die 
Strafabtheilungen in den einzelnen Provinzen aufhoͤren kann, und der von den 
Miniſtern der Juſtiz, des Innern und der Polizei und des Krieges durch eine 
gemeinſchaftliche Verfuͤgung fuͤr den Bezirk eines jeden Landes⸗Juſtiz⸗Kollegiums 
feſtzuſtellen iſt, haben die Civilgerichte gegen Perſonen, welche zu den nach der 
Aushebung und bis zum Eintritte beim ſtehenden Heere beurlaubten Erſatzmann⸗ 
ſchaften, zu den vom ſtehenden Heere auf unbeſtimmte Zeit Beurlaubten zur Re⸗ 
ſerve, zur Landwehr oder zum Train gehoͤren, nicht mehr auf jene Strafe, ſon⸗ 
dern auf die in den Civil⸗Strafgeſetzen beſtimmten Strafen zu erkennen, Frei⸗ 
heitsſtrafen jedoch, deren Dauer drei Monate nicht uͤberſteigt, als Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafen feſtzuſetzen. Dieſe Strafen find in den gewoͤhnlichen Civil⸗Strafanſtal⸗ 


; Die Strafe der koͤrperlichen Zuͤchtigung, wo ſie an ſich geſetzlich 
iſt, darf gegen die im $. 1. genannten Perſonen nur dann von den Civilgerich⸗ 
ten erkannt, oder durch die Disziplinarbehoͤrde in den Strafanſtalten im Wege 
der 1 feſtgeſez werden, wenn die zu Beſtrafenden in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes verſetzt worden ſind. Sie wird in dieſem Falle auf die⸗ 
ſelbe Weiſe, wie gegen andere Verurtheilte des Civilſtandes, vollſtreckt. 
3. Die Ausſtoßung oder Entlaffung aus dem Soldatenſtande, Ver⸗ 
ſetzung in die zweite Klaſſe deſſelben, Degradation, Verluſtigkeitserklaͤrung mili⸗ 
tairiſcher Abzeichen und andere Ehrenſtrafen find, wo fie jetzt nach den Geſetzen 
eintreten, gegen die im $. 1. genannten Perſonen auch ferner noch neben den 
(No. 20212022.) Jahrgang 1839. Hh durch 
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1105 die Civil⸗Strafgeſetze beſtimmten Strafen von den Civilgerichten feſt⸗ 
zuſetzen. | 

$.4 Wird nach den militairiſchen Strafgeſetzen durch die Civilgerichte 
eine Degradation ausgeſprochen, ſo darf die gleichzeitig erkannte Zuchthaus⸗ oder 
noch haͤrtere Freiheitsſtrafe nur nach eingetretener Rechtskraft des Urtheils voll⸗ 
zogen werden. Außer dieſem Falle darf die vorläufige Ablieferung des Verur⸗ 
theilten zur Civil⸗Strafanſtalt in den geſetzlich zuläffigen Faͤllen auch vor einge⸗ 
tretener Rechtskraft des Urtheils erfolgen. 

. 5. Um zu dem im F. 1. erwähnten Zeitpunkte zugleich die Entleerun⸗ 
gen der Feſtungen von den alsdann ſchon rechtskraͤftig zur Einſtellung verurtheil⸗ 
ten Perſonen moͤglich zu machen, beſtimme Ich, daß dieſelben den von jenem Zeit⸗ 
punkte an noch abzubuͤßenden Reſt ihrer Strafe, wenn derſelbe nicht uͤber drei 
Monate betraͤgt, als Gefaͤngnißſtrafe, ſonſt aber als Zuchthausſtrafe in den Ci⸗ 
vil⸗Strafanſtalten abzubuͤßen haben, ohne daß es einer weiteren gerichtlichen Ver⸗ 
wandlung der Strafe bedarf. a 

Sie haben dieſe Order durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen und wegen deren Ausfuͤhrung das Erforderliche zu verfuͤgen. 
Berlin, den 11. April 1839. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Kamptz, Muͤhler, v. Rochow, und 
General der Infanterie v. Rauch. 


Ne 20229 Verordnung zur Ergänzung des Geſetzes vom 13. Mai 1833. wegen Aufhebung 
gelle, FFFS ß, der Zwangs- und Bannrechte in der Provinz Poſen. Vom 4. Mai 1839, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums zur Ergaͤnzung des Ge⸗ 
ſetzes vom 13. Mai 1833. wegen Aufhebung der Zwangs⸗ und Bannrechte in 
der Provinz Poſen, daß, wenn uͤber die Rechtmaͤßigkeit des Titels oder uͤber 
den Umfang eines Zwangs⸗ und Bannrechts oder einer ausſchließlichen Schank⸗ 
Gerechtigkeit Zweifel entſtehen, zunaͤchſt das Plenum der Regierung daruͤber nach 
vollſtaͤndiger Eroͤrterung des Sachverhaͤltniſſes durch ein Reſolut zu entſcheiden 
hat, gegen welches der Betheiligte binnen einer präkfufivifchen, vom Tage der 
Publikation ab laufenden Friſt von ſechs Wochen entweder den Rekurs an das 
Miniſterium der Finanzen und des Handels einlegen, oder auf rechtliches Gehör 
bei dem kompetenten Gerichte antragen kann. Hat er Eins von Beiden gewaͤhlt, 
ſo kann er auf das Andere nicht mehr zuruͤckgehen. Das Gericht hat die In⸗ 
ſtruktion und Entſcheidung beſonders zu beſchleunigen. 15 
ö ts 


zu 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. Mai 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


(No. 2023.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Mai 1839., die Verleihung der revidirten 
gallen Kgl. Städteordnung vom 17. März 1831. an die Stadt Bleſen im Großher⸗ 
, , zogthum Poſen betreffend. 


Au Ihren Bericht vom 3. d. M. will Ich der Stadt Bleſen im Großher⸗ 
zogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdteordnung 
vom 17. Maͤrz 1831. verleihen, wobei Ich zugleich, um den Wechſel bei der 
geringen Anzahl der Wahlfaͤhigen zu erleichtern, die Zahl der dortigen Stadt⸗ 
Verordneten auf ſechs beſtimme, und uͤberlaſſe Ihnen, den Ober⸗Praͤſidenten 
der Provinz mit der Einfuͤhrung zu beauftragen. 


Berlin, den 18. Mai 1839. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminifter v. Rochow. 


(No. 2024.) Verordnung, betreffend die Kriminalgerichtsverfaſſung und das Unterſuchungs⸗ 
555 Verfahren in Neu-Vorpommern und Rügen. Vom 18. Mai 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 


Da die Kriminalgerichts⸗Verfaſſung und das Strafprozeß⸗Verfahren in 
Unſerm Herzogthum Neu⸗ Vorpommern und Fuͤrſtenthum Ruͤgen an Mängeln 
leidet, welche eine prompte und kraͤftige Strafrechtspflege verhindern, auch Zwei⸗ 
fel darüber obwalten, welche Geſetze in einzelnen Fallen anzuwenden find, die 
Abhuͤlfe aber durch die Einführung der in den alten Provinzen geltenden Straf⸗ 
geſetze fuͤr jetzt nicht zweckmaͤßig erſcheint, ſo verordnen Wir auf den Antrag 
Unſeres Staats⸗Miniſteriums, was folgt: 0 N 

(No. 2022—202l.) Hh 2 §. 1. 
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Ausdehnung Den Kreisgerichten zu Greifswald, Grimmen, Franzburg und Bergen 
N wird die Kriminalgerichtsbarkeit gegen die nicht eximirten Einwohner ihrer Ges 
richte in Straf⸗ richtsbezirke übertragen. | 
ſachen. Ihre Befugniſſe umfaffen: 
die Einleitung und Fuͤhrung der Unterſuchung, die Abfaſſung des Ur⸗ 
tels erſter Inſtanz und die Vollſtreckung der rechtskraͤftigen Entſchei⸗ 
dungen. 
Ausgenommen von dieſer ihrer Kompetenz werden die Unterſuchungen: 
a) wegen Hochverrath, Landesverraͤtherei, Aufruhr oder Tumult, wegen 
der in den $$. 196. bis 206. Tit. 20. Theil II. des Allgemeinen Land⸗ 
rechts bezeichneten Majeſtaͤtsverbrechen, wegen Muͤnzverbrechen, Duell, 
Todtſchlag, Mord, Kindermord, Menſchenraub, Entfuͤhrung, Nothzucht, 
Meineid und vorſaͤtzlicher Brandſtiftung, und 
b) wegen Zoll⸗ und Steuer⸗Defraudationen. 
Dem Hofgericht zu Greifswald verbleiben: 
die Strafſachen gegen die ſeiner Gerichtsbarkeit unterworfenen eximir⸗ 
ten Einwohner und die von der Jurisdiktion der Kreisgerichte ausge⸗ 
nommenen Sachen mit den im F. 18. beſtimmten Maaßgaben. 


| 8 
Beſetzung der Jedes Kreisgericht fol 
Kreisgericht aus einem Kreisrichter 
und zwei Aſſeſſoren mit vollem Stimmrechte 
beſtehen. 1 5 | 
Aufhebung des Der bisher bei gewiſſen Vergehen zur Anwendung gekommene fiskaliſche 


1 1 Anklage⸗Prozeß wird hierdurch gaͤnzlich aufgehoben, und darf kuͤnftig in keinem 
Gericht der Provinz weiter eingeleitet werden. An deſſen Stelle tritt nach Be⸗ 
wandniß der Sache das im F. 4. oder das im $. 14. angeordnete Unterſu⸗ 
chungsverfahren. ö 


F. 4. 
Unterſu⸗ Die Kreisgerichte haben in allen zu ihrer Kognition gehoͤrenden Krimi⸗ 
Sungöverfab: nalfaͤlen den durch den $. 17. der Verordnung wegen Einrichtung des Juſtiz⸗ 
A. Bei den weſens vom 8. Oktober 1810. eingefuͤhrten gemeinrechtlichen Unterſuchungs⸗Pro⸗ 
5 zeß nach dem in der Provinz uͤblichen Verfahren zur Anwendung zu bringen, 
a. ordentlicher ſo weit die gegenwaͤrtige Verordnung keine hiervon abweichende Beſtimmungen 


brosch. enthalt. 


$. 5. a 
Verhandlun⸗ Die Unterſuchung erfolgt, mit Ausnahme der in den . 6. und 15. bes 
en zeichneten Faͤlle, vor verſammeltem Gericht. Sie wird in der Regel von 
Kollegium. dem Kreisrichter geführt, welcher die über die Verhandlungen vollſtaͤndig aufzu⸗ 
nehmenden Protokolle dem mit anweſenden Kreisgerichts⸗-Sekretair, einem zu 
Kriminal⸗Verhandlungen vereidigten Protokollfuͤhrer oder einem immatrikulirten 
Notar in die Feder diktirt. f f 8 
f Die 


2 
Die mit anweſenden Kreisgerichts⸗Aſſeſſoren find verpflichtet, darüber zu 
wachen, daß die Unterſuchung ordnungsmaͤßig geführt wird, und haben, falls ſie 
in dieſer Hinſicht Erinnerungen oder ſonſt uͤber ein etwa einzuſchlagendes Ver⸗ 
fahren Bemerkungen zu machen finden, dieſe dem Kreisrichter mitzutheilen. Iſt 
der Kreisrichter damit nicht einverſtanden und nimmt der Monent ſeinen An⸗ 
trag nicht zurück, ſo iſt darüber ſofort ein Beſchluß zu faſſen und was darauf 
geſchieht, als in Folge eines Kollegialbeſchluſſes geſchehen, in dem 
Protokolle zu bezeichnen. 
Dem Kreisrichter ſtehet das Recht zu, die Fuͤhrung der Unterſuchung 
vor dem verſammelten Kollegium einem der Aſſeſſoren zu uͤbertragen, was ſo⸗ 
dann in der Verhandlung bemerkt werden muß. 


$. 6. 

Sind Verhandlungen außerhalb des Gerichtsbezirks aufzunehmen, ſo wer⸗ Auswärtige 
den deshalb die kompetenten Gerichte requirirt; muͤſſen dergleichen aber im Ger iin and 
richtsbezirke außerhalb der Gerichtsſtelle vorgenommen werden, ſo wird zu Die: fahren in 
ſem Behuf ein Mitglied des Gerichts mit einem vereideten Protokollführer ab⸗ Füllen. Len 
geordnet. Dieſe Verhandlungen haben vollen gerichtlichen Glauben, ſofern ſie 
im erſtern Falle nach der Verfaſſung des requirirten Gerichts vor gehoͤrig be⸗ 
ſetztem Kriminalgericht aufgenommen ſind. 

Die zwiſchen den Gerichtsſitzungen nöthig werdenden Verfügungen erlaͤßt 
der Kreisrichter oder der von ihm mit der Unterſuchung beauftragte Aſſeſſor. 

Sollte ein Mitglied des Gerichts verhindert ſeyn, einer Sitzung beizu⸗ 
wohnen, ſo koͤnnen zwar die Verhandlungen mit Zuziehung eines Huͤlfsrichters, 
und in deſſen Ermangelung von den anderen beiden Mitgliedern vorgenommen, 
es muß jedoch der Grund der Verhinderung des dritten Mitgliedes zu den 
Akten regiſtrirt werden. 

Werden ſchleunige Verhandlungen noͤthig, zu denen das Kollegium nicht 
zuſammenberufen werden kann, ſo genuͤgt es, wenn ſie von dem Kreisrichter, 
oder einem von ihm deputirten Aſſeſſor mit einem Protokollfuͤhrer aufgenommen 
werden. 

Iſt eine Verhandlung, welche vor dem ganzen Kollegium haͤtte erfolgen 
ſollen, von einem einzelnen Mitgliede, jedoch mit Zuziehung eines vereideten Pro⸗ 
tofolführers aufgenommen worden, ſo ſoll zwar hieraus die Nichtigkeit der Ver⸗ 
handlung nicht folgen, es iſt ein ſolcher Verſtoß aber jedenfalls disziplinariſch 
zu ruͤgen. | 


F. 7. 
Wer innerhalb des Gerichtsbezirks oder in deſſen Naͤhe zur Ablegung Zeusenverneh- 

eines Zeugniſſes in einer Unterſuchungsſache aufgefordert wird, if, wes Standes ES 

er ſey, ſchuldig, ſich auf die unmittelbare Vorladung des Kreisgerichts vor demſel⸗ 
ben zu geſtellen, auch wenn er fuͤr ſeine Perſon einem anderen Gerichtsſtande 
unterworfen iſt. 

Bei der Abhoͤrung eines Zeugen findet deſſen Vereidung immer erſt 

nach ſeiner Vernehmung ſtatt, nachdem ihm ſeine Ausſage vorgeleſen worden, 
und er dieſelbe nochmals genehmigt hat. 

(No. 2024.) F. 8. 


Vollziehung 
der Verhand⸗ 
lungen. 


Artikulirtes 
Verhör. 


Defenſion. 


„ 


$. 8. 

Die vor dem Kollegium ſelbſt aufgenommenen Verhandlungen werden, 
nachdem fie vorgeleſen, erforderlichenfalls ergänzt und genehmigt worden find, 
a allen anweſenden Mitgliedern des Gerichts und von dem Protokollfuͤhrer 
vollzogen. 

Alle von einer einzelnen Gerichtsperſon aufgenommenen Protokolle vollzieht 
dieſe mit dem Protokollfuͤhrer. 

Einer Unterſchrift von Seiten der vernommenen Perſonen bedarf es nicht. 


$. 9. 

Die Abhaltung eines artikulirten Verhoͤrs iſt nur dann erforderlich, wenn 
das Gericht der Anſicht iſt, daß die Strafe ohne Nückfiht auf etwaige Ehren⸗ 
ſtrafen haͤrter als auf eine dreijaͤhrige Freiheitsſtrafe ausfallen werde. Erwartet 
den Verbrecher mindeſtens eine zehnjaͤhrige Freiheitsſtrafe, ſo ſind die Artikel 
vorher von einem der Mitglieder zu entwerfen und vom Dirigenten zu prüfen, 
auch im Konzept zu den Akten zu bringen. Bei dem Verhoͤre ſelbſt koͤnnen 
und muͤſſen dieſe vorher entworfenen Artikel durch Zuſatzartikel ergaͤnzt werden 
wenn dies nach dem Gange der Verhandlung noͤthig wird. 

In den Faͤllen, in welchen ein artikulirtes Verhoͤr nicht erforderlich iſt, 
muß jedenfalls vor dem Schluſſe der Unterſuchung dem Angeſchuldigten der 
Hauptinhalt der weſentlichſten Verhandlungen noch einmal vorgehalten, und er 
daruͤber vernommen werden, ob und was er bei der Sache zu erinnern oder 
noch anzufuͤhren habe. ö 

Iſt in den dazu geeigneten Faͤllen das artikulirte Verhoͤr gar nicht, oder 
doch nicht auf die gehoͤrige Art abgehalten worden, ſo ſoll deshalb die Entſchei⸗ 
dung der Sache nicht aufgehalten werden, wenn der Angeſchuldigte ein glaub⸗ 
haftes Bekenntniß abgelegt hat; doch ſoll ein Mangel dieſer Art im Wege der 
Disziplin geruͤgt werden. 

Soll auf lebenswierige Freiheitsſtrafe oder auf Todesſtrafe erkannt wer⸗ 
den, ſo iſt das artikulirte Verhoͤr unbedingt nothwendig. 


$. 10. a 
Zur Uebernahme einer Defenſion in den Faͤllen, in welchen dieſe uͤber⸗ 


haupt nöthig iſt, find ſaͤmmtliche in der Provinz immatrikulirte Advokaten ver⸗ 


pflichtet. Auch Auskultatoren und Referendarien muͤſſen ſich der ihnen uͤbertra⸗ 
genen Defenſion der Angeſchuldigten unterziehen. vi 

Unerlaͤßlich iſt die Defenſion nur in den Faͤllen, wo die zu erkennende 
Strafe eine zehnjaͤhrige Freiheitsſtrafe erreicht oder überfteigt. 

Betrifft die Unterſuchung Diebſtahl, Raub, Betrug und aͤhnliche Ver⸗ 
brechen, ſo bedarf es, ſofern nicht auf eine mindeſtens zehnjaͤhrige Freiheitsſtrafe 
zu erkennen iſt, keiner Erklaͤrung des Angeſchuldigten daruͤber, ob er eine beſon⸗ 
dere Vertheidigung verlange, es iſt derſelbe vielmehr mit ſeinen Vertheidigungs⸗ 
und Entſchuldigungsgruͤnden im Schlußverhoͤre zum Protokoll zu vernehmen. 

i Bei den Unterredungen zwiſchen einem verhafteten Angeſchuldigten und 
ſeinem Vertheidiger muß der Kreisgerichts⸗Sekretair oder ein zu Kriminalſachen 
vereideter Protokollfuͤhrer, welcher daruͤber eine Verhandlung aufzunehmen hat, 
gegenwaͤrtig ſeyn. ix 

ö e⸗ 
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8 Befindet ſich der Vertheidiger nicht am Orte des Gerichts, ſo erfolgt, 
inſofern der verhaftete Angeſchuldigte die Reiſekoſten des Vertheidigers nicht 
aus eigenen Mitteln tragen kann oder will, die Unterredung zwiſchen ihm und 


einem von dem Gerichte zu beſtimmenden Subſtituten des Defenſors. Die 


dabei aufgenommene Verhandlung wird dem Letzteren mitgetheilt. 


9. 11. 

Hat das ganze Verfahren in einem Termine beendigt werden koͤnnen, 
ſo erfolgt der Regel nach die Berathung und die Abfaſſung des Erkenntniſſes 
gleich nach dem Schluſſe der Sache. 

Das zu Protokoll niederzuſchreibende Urtel wird dem Inquiſiten ſofort 
publizirt mit der erforderlichen Belehrung uͤber das ihm zuſtehende Rechtsmittel. 
Eine Ausſetzung des Urtelsſpruchs iſt in dieſem Falle nur dann zulaͤſſig, wenn 

eh ne von erheblicher Wichtigkeit oder die rechtliche Beurtheilung zwei⸗ 
elhaft iſt. N 

Iſt die Unterſuchung nicht in einem Termine zu beendigen geweſen, fo 
wird uͤber die Sache von dem Kreisrichter oder nach ſeiner Beſtimmung von 
1 der beiden Aſſeſſoren vor der Berathung und Abſtimmung ein Vortrag 
gehalten. 

f In wichtigen oder verwickelten oder weitlaͤuftigen Sachen iſt zu dieſem 
Behuf eine ſchriftliche Relation auszuarbeiten. 


K 135 
Die Entſcheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit. a 
Sind drei verſchiedene Meinungen vorhanden, ſo iſt die Stimme deſſen, 
der für die haͤrteſte votirt, der Meinung desjenigen beizurechnen, der die naͤchſt 
gelindere in Antrag bringt. 


F. 13. 

Bei der Aburtelung der Sache haben ſich die Kreisgerichte nach der in 
der Provinz zur Anwendung kommenden gemeinrechtlichen Beweistheorie, nament⸗ 
lich auch in der Hinſicht zu achten, daß nach der angenommenen und richtigen 
Auslegung des Patents wegen Abſtellung der peinlichen Verhoͤre und der Tortur 
vom 12. November 1735 auch in Folge eines genuͤgend konkludenten indirekten 
Beweiſes auf die volle Strafe des Verbrechens erkannt werden darf. 
Geenuͤgend konkludent iſt ein Beweis, wenn für die Wahrheit des Um: 
ſtandes vollkommen uͤberzeugende Gruͤnde vorhanden ſind und nach dem gewoͤhn⸗ 
lichen Laufe der Dinge ein bedeutender Grund fuͤr das Gegentheil nicht wohl 
anzunehmen iſt. 

$. 14. 

In den Fallen, in welchen es ſich um die Unterſuchung bloßer Vergehen 
gegen polizeiliche Vorſchriften oder ſolcher Verbrechen handelt, deren Strafe im 
konkreten Falle eine Gefaͤngnißſtrafe von vier Wochen oder eine Geldbuße von 
50 Thalern nicht uͤberſteigt, ſoll ein ſummariſches rein inquiſitoriſches Der 
fahren Statt finden. 

g 10 Dieſes Verfahren muß alle weſentlichen Erforderniſſe einer Unterſuchung 
eachten. | 
(Jo, 2024.) $. 15. 


Abfaſſung des 
Erkenntniſſes. 


Abſtimmung. 


Bewelstheorie. 


b. ſummari⸗ 
ſcher Unter⸗ 
ſuchungs⸗ 
Prozeß. 


90 ee 
ofger 
in Greifs⸗ 


1) Unterſu⸗ 
A ge⸗ 
gen Exi⸗ 

mirte. 


— 212 — 
F. 15. 

Bei Vergehen und Verbrechen dieſer Art wird die ſummariſche Unter⸗ 
ſuchung nicht von dem ganzen Kollegium, ſondern von einem vom Kreisrichter 
zu ernennenden Kommiſſarius mit Zuziehung eines vereideten Protokollfuͤhrers 
oder immatrikulirten Notars gefuͤhrt, von dem Kommiſſarius auch das Erkennt⸗ 
niß abgefaßt, inſofern der Kreisrichter ſich nicht bewogen gefunden hat, die Ent⸗ 
ſcheidung dem Kreisgericht vorzubehalten. 

$. 16. 
Bei den Straffahen, deren Entſcheidung dem Hofgericht zuſteht, find 


zu unterſcheiden: 


I) die Unterſuchungen gegen Eximirte; 

2) die Strafſachen aus den Gerichtsbezirken der Kreisgerichte, deren Ent⸗ 
Wee Hofgerichte nach $. La. dieſer Verordnung vorbehalten 
worden iſt; 


und 
3) die aus den Staͤdten an das Hofgericht zum Spruch in erſter Inſtanz 
eingehenden Sachen. 


$. 17. 


: In Beziehung auf die Straffaͤlle gegen Perſonen, die unter dem Hof⸗ 
gericht ſtehen, verbleibt den Kreisgerichten oder anderen Untergerichten die in 
dem $. 2. Buchſtabe D. der Juſtiz⸗Verordnung vom 8. Oktober 1810. ihnen 
auferlegte Verpflichtung. Sie haben, ſobald ſie von dem begangenen Vergehen 
oder Verbrechen Kenntniß erhalten, die fuͤr die Unterſuchung erforderlichen und 
unaufſchieblichen Verhandlungen ſofort zu veranlaſſen, den Thatbeſtand feſtzu⸗ 
ſtellen, den Angeſchuldigten noͤthigenfalls zu vernehmen, und die gegen ihn etwa 
zu ergreifenden ſchleunigen Maaßregeln ſogleich zu treffen. 

Es iſt jedoch ihre Pflicht, den Fall und was ſie verfuͤgt haben, dem 
ahne l 1 anzuzeigen, welchem die Pruͤfung und weitere Beſchluß⸗ 
nahme zuſteht. 

Dem Hofgericht bleibt uͤberlaſſen, die Fortſetzung einer ſolchen Unterſu⸗ 
chung entweder einem ſeiner Mitglieder, welches, wenn der Angeſchuldigte ver⸗ 
haftet werden muß, oder ſeinen Aufenthalt am Orte des Gerichts oder in deſſen 
Naͤhe hat, die Regel bildet, oder einem der Mitglieder der Kreisgerichte oder 
anderen Unterrichter aufzutragen. Dieſer Kommiſſarius fuͤhrt die Unterſuchung 
unter Zuziehung eines Protokollfuͤhrers bis zum Schluß, haͤlt auch, ſoweit dies 
nach den Beſtimmungen des $ 9. erforderlich if, das artikulirte Verhoͤr ab und 
reicht die Verhandlungen nach dem Abſchluſſe der Unterſuchung ein. 

f Ob ein artikulirtes Verhoͤr abgehalten werden ſoll, beſtimmt das Hofge⸗ 
richt entweder bei Ertheilung des Auftrages oder ſpaͤter auf den Bericht des 
Kommiſſarius. a 

Die Berichtigung des Defenſionspunkts erfolgt unter Beachtung der im 
F. 10. ertheilten Vorſchriften von Seiten des Kommiſſarius. 915 
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F. 18. 
Was die Kriminalfaͤlle betrifft, welche im $. Ia. von der Kompetenz 2) 1 
e au 


der Kreisgerichte ausgenommen worden ſind, ſo wird die Unterſuchung, mit 
Ausnahme derjenigen Faͤlle, in welchen ſie durch ſpezielle Verordnungen beſon⸗ 
deren Behoͤrden vorbehalten iſt, ohne weitere Anfrage von dem Kreisgerichte 
eingeleitet und bis zum Schluß fortgefuͤhrt, ſo daß die Akten nur zur Aburtelung 
der Sache an das Hofgericht eingereicht werden. Die Unterſuchung wird nach 
Anleitung der in den F. 4 — 10. ertheilten Vorſchriften von dem geſammten 
Kollegium gefuͤhrt. Auch die Inſtruktion der Rechtsmittel und die Vollſtreckung 
der Strafe gebuͤhrt dem Kreisgericht. 


Konkurriren mehrere Verbrechen, welche theilweiſe zur Entſcheidung des 


Hofgerichts, theilweiſe zu der des Kreisgerichts gehoͤren wuͤrden, ſo erfolgt der 
Urtelsſpruch uͤber ſaͤmmtliche Verbrechen bei dem erſteren. 


19. a 


Hofgerichte 
vorbehal⸗ 
ten ſind. 


$ 
Die ſtaͤdtiſchen Gerichte, denen die Ausübung der vollen Kriminalgerichts⸗ e 
barkeit nach $. 3. der Juſtizverordnung vom 8. Oktober 1810. nicht zuſteht, fäͤdtiſchen Ge⸗ 
haben auch in Zukunft in den bei ihnen vorkommenden nicht eximirte Perſonen richten. 


betreffenden Kriminalfaͤllen die im $. 17. bezeichneten vorläufigen Unterſuchungs⸗ 
Maaßregeln ſchleunig auszufuͤhren, ſodann aber die Sache an das betreffende 
Kreisgericht abzugeben. 

An Orten, wo das Kreisgericht ſeinen Sitz hat, und den ſtaͤdtiſchen 
Gerichten nicht die volle Kriminalgerichtsbarkeit zuſteht, wird den ſtaͤdtiſchen Ge⸗ 
richten geſtattet, jede einzelne Sache gleich vom Anfang an oder vor Beendi⸗ 
gung der vorlaͤufigen Unterſuchung an das Kreisgericht abzugeben. 

Das Kreisgericht fuͤhrt in dieſen ſtaͤdtiſchen Sachen die Unterſuchung 
nach dem in den F. 4. ff. gegebenen Vorſchriften. Auch wird den Kreisgerich⸗ 
ten fuͤr die aus den Staͤdten an ſie abgegebenen Faͤlle, in denen ihnen, wenn 
ſie in ihrem Gerichtsbezirke vorgekommen waͤren, die Entſcheidung zugeſtanden 
haͤtte, die Abfaſſung der Erkenntniſſe und deren Vollſtreckung hierdurch uͤber⸗ 
tragen. Was die ihre Kompetenz uͤberſchreitenden Sachen betrifft, ſo haben 
ſie die geſchloſſenen Akten bei dem Hofgericht zur Entſcheidung einzureichen. 

Bloße Vergehungen gegen polizeiliche Vorſchriften und ſolche Verbre⸗ 
chen, deren Strafe im konkreten Falle eine Gefaͤngnißſtrafe von vier Wochen 
oder eine Geldbuße von 50 Thalern nicht uͤberſteigt, haben die gedachten ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gerichte im ſummariſchen Unterſuchungsprozeſſe ſelbſt zu verhandeln und 
abzuurteln. Jedoch ſoll auch in dieſen Faͤllen an Orten, wo das Kreisgericht 
ſeinen Sitz hat und den ſtaͤdtiſchen Gerichten nicht die volle Kriminalgerichts⸗ 
Se den letzteren freiſtehen, dergleichen Sachen an das Kreisgericht 
abzugeben. ö 

Bei Verbrechen der Eximirten, welche in den Bezirken der ſtaͤdtiſchen 
Gerichte vorkommen, haben dieſe nach den Beſtimmungen des $. 17. zu 
verfahren. 

$. 20. b 
In allen Zoll⸗ und Steuer⸗Defraudationsſachen, welche in den Gerichts⸗ 


oll⸗ und 
teuer⸗De⸗ 


Bezirken der Kreisgerichte oder der ſtaͤdtiſchen N denen nach $. au der fraudatlon. 


(No. 2023.) Jahrgang 1839. i ſtiz⸗ 


Inſianzenzug. 
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Juſtiz⸗ Verordnung vom 8. Oktober 1810 die Ausuͤbung der vollen Kriminal⸗ 
Gerichtsbarkeit nicht zuſteht, anhaͤngig werden, erfolgt die Aburtelung der Sache 
bei dem Hofgericht in Greifswald. In den Staͤdten, denen die volle Kriminal⸗ 
Gerichtsbarkeit zuſteht, ſoll das Erkenntniß den ſtaͤdtiſchen Gerichten verbleiben. 

Iſt in einem einzelnen Falle die gerichtliche Unterſuchung nicht von dem Un⸗ 
terſuchungsrichter bei den Hauptzoll⸗ und Steuer⸗Aemtern zu führen ($. 34. des Ge⸗ 
ſetzes vom 23. Januar 1838.), fo find dieſe Sachen, und zwar eben ſowohl bei 
den Steuer⸗ als bei den Zollvergehen, ſchon zur Einleitung der Unterſuchung 
an das Hofgericht oder beziehungsweiſe die ſtaͤduiſchen Gerichte in den größeren 
Städten abzugeben. 

Das zur Anwendung kommende Unterſuchungsverfahren iſt der in der 
Provinz Statt findende ſummariſche Unterſuchungsprozeß (F. 14.), ſofern nicht 
Verbrechen konkurriren, welche die Einleitung einer Kriminal⸗Unterſuchung noͤthig 
machen. Die letztere wird nach den in dieſer Verordnung gegebenen Vor⸗ 
ſchriften gefuhrt. 5 

Der Angeſchuldigte hat in dieſen Sachen dieſelben Rechtsmittel, welche 
in anderen Unterſuchungen Statt finden. Der fiskaliſchen Behoͤrde ſteht aber, 
ſoweit von Beſtrafung wegen Zoll» und Steuerkontraventionen die Rede iſt, 
ohne Nuͤckſicht auf die Höhe der Strafe, ein aggravatoriſches Rechtsmittel zu. 

Ein gleiches Rechtsmittel haben die fiskaliſchen Behoͤrden auch bei Ver⸗ 
gehen wider die Vorſchriften uͤber Entrichtung und Erhebung anderer öffentlicher 


Abgaben und Gefälle, wie Poftgefälle, Kommunikations⸗Abgaben und dergleichen. 


Zur Einlegung dieſer aggravatoriſchen Rechtsmittel wird den fis kaliſchen 
Behoͤrden eine dreimonatliche Friſt bewilligt. 


6. 21. 


In allen Kriminalſachen erfolgt die Entſcheidung auf das Rechts⸗ 
mittel der weiteren Vertheidigung in zweiter Inſtanz, und wenn ein Magiſtrats⸗ 
Kollegium in dieſer Inſtanz erkannt hat, in dritter Inſtanz bei dem Ober⸗ 
Appellationsgericht. 

In fummarifhen Unterſuchungsſachen erkennt dagegen das Ober⸗ 
Appellationsgericht nur dann in zweiter Inſtanz, wenn von dem Hofgericht oder 
dem Konſiſtorium in Greifswald in erſter Inſtanz erkannt worden iſt. Iſt in 
ſolchen Sachen von einem Kreisgerichte oder einem Gerichte in den Städten, 
welche nur eine Inſtanz in Straffahen haben, in erſter Inſtanz erkannt worden, 
ſo gebührt. das Urtel zweiter Inſtanz dem Hofgericht. 

i Gegen Erkenntniſſe des Ober⸗Appellationsgerichts in der zweiten Inſtanz 
und gegen Erkenntniſſe in ſummariſchen Unterſuchungsſachen, es mag das Hof⸗ 
gericht oder ein Magiſtrats⸗Kollegium in der zweiten Inſtanz erkannt haben, 
findet kein weiteres ordentliches oder außerordentliches Rechtsmittel für den Ans 
geſchuldigten, fondern nur der Beweis der Unſchuld durch neue direkte Beweis⸗ 
mittel Statt. 

Die Inſtruktion des Rechtsmittels erfolgt in allen Sachen bei dem Ge⸗ 


richt, welches die Unterſuchung in erſter Inſtanz gefuͤhrt hat. Daſſelbe reicht 


dem fuͤr die folgende Inſtanz kompetenten Gericht die Akten ſpruchreif ein. 


9 22. 
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$. 22. 


Die beſonderen Vorſchriften über das Verfahren in den nachſtehenden Beſondere 
Geſetzen: auen da 
1) Geſetz wegen Unterſuchung und Beſtrafung des Holzdiebſtahls vom 7. fabren bei ge⸗ 

Juni 1821; f wiffen Brten 
2) Kabinetsorder wegen des Aggravations » Verfahrens bei allen gegen chen. 


Civilbeamte eingeleiteten Kriminalunterſuchungen vom 25. Maͤrz 1834; 
3) Geſet 2 den Waffengebrauch der Grenz- Aufſichtsbeamten vom 28. 

Jun 3 : 

4) Kabinetsorder, betreffend die Verzichtleiſtung auf Beſtrafung in In⸗ 

jurienſachen ꝛc. vom 20. Dezember 1834; N 

5) Kabinetsorder, betreffend die Beſtellung des Kammergerichts zum aus⸗ 
ſchließlichen Gerichtshofe wegen der Verbrechen und der Vergehen wider 

die Verfaſſung, die oͤffentliche Ordnung und Ruhe, vom 25. April 1835; 

6) Geſetz uͤber die Kompetenz der Dienſt⸗ und Gerichtsbehoͤrden zur Unter⸗ 

ſuchung der von Staatsbeamten veruͤbten Ehrenkraͤnkungen vom 25. 

April 1835; 

7) Verordnung uͤber das Verfahren wegen Aufruhrs oder Tumults vom 

30. September 1836; 

8) e 1895 den Waffengebrauch der Forſt⸗ und Jagdbeamten vom 31. 
rz ; 
9) Geſetz über die Strafe der Widerſetzlichkeiten bei Forſt⸗ und Jagdver⸗ 

brechen vom 31. Maͤrz 1837; 

10) Geſetz wegen Unterſuchung und Beſtrafung der Zullvergehen vom 23. 

Januar 1838, 
bleiben auch ferner in Kraſt. 

Soweit aber dieſe Verordnungen keine Vorſchriften uͤber das zu beob⸗ 
achtende Verfahren enthalten, ſoll auf das in den alten Provinzen geltende 
Unterſuchungs verfahren vorläufig nicht weiter zuruͤckgegangen werden. Es vers 
bleibt vielmehr inſoweit bei dem ordentlichen Kriminal⸗ oder dem ſummariſchen 
Unterſuchungsprozeſſe; bei den ſtaͤdtiſchen Gerichten zu Stralſund aber bei dem 
beſonderen dort eingeführten Unterſuchungsverfahren. 

Iſt eine Unterſuchung wegen mehrerer Vergehen einzuleiten, von denen 
einige im Wege des ordentlichen Kriminalprozeſſes, andere aber in dem eines 
ſummariſchen Unterſuchungsverfahrens zu eroͤrtern waͤren, ſo erfolgt die ganze 
Unterſuchung nach den Regeln des ordentlichen Kriminalprozeſſes. 


9. 23. 


Hinſichtlich der anzuwendenden Strafen verbleibt es bei den früheren Annwendens 
Beſtimmungen, durch welche Wir einzelne Abſchnitte des Titels 20. Theil II. des Strafrecht. 
des Allgemeinen Landrechts in der Provinz eingefuͤhrt haben, auch fernerhin und 
wird nur zur Hebung eingetretener Zweifel Folgendes verordnet: ö 

1) die Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts §. 323 bis 508. im 
Titel 20. Theil II. ſind ohne Ausnahme bei allen Staatsbeamten, auch 

f den mittelbaren, zur Anwendung zu bringen; 
Go. 2024.) Ji 2 2) Die 


über das Ver⸗ 
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2) Die Injurien gegen Wachen und im Dienſt begriffene Militairperſonen 
find nach den $$. 646 bis 648 daſelbſt zu beſtrafen; 

3) die in dem durch die Kabinetsorders vom 6. Maͤrz und 5. September 
1821. eingeführten $. 147. Titel 20. Theil II. des Allgemeinen Land⸗ 
rechts in Bezug genommenen . 474 bis 498. find durch jene Verord⸗ 
nung fuͤr miteingefuͤhrt zu achten; BT 

4) bei Anwendung der $$-. 207 bis 209. Titel 20. Theil II. des Allgemei⸗ 
nen Landrechts ſind zur Feſtſtellung der zu erkennenden Strafe die hin⸗ 
ſichtlich der Injurien eintretenden Grundſaͤtze und Strafbeſtimmungen zum 
Grunde zu legen, welche in dem Allgemeinen Landrechte und in den dazu 
ergangenen abaͤndernden und ergaͤnzenden Verordnungen enthalten ſind. 


$. 24. 
Anhängige Un⸗ Was die zur Zeit der Bekanntmachung dieſer Verordnung bereits an⸗ 
lachen. “ hauͤngigen Unterſuchungsſachen betrifft, ſo werden fie in dem einmal eingeleiteten 
Verfahren bis zum Schluß der Sache bearbeitet. 


25 a 
Kempstengdes In denjenigen Strafſachen, welche nach der beſtehenden Verfaſſung in 
tlonsgerichts erſter Inſtanz vor Unſer Ober⸗Appellationsgericht oder das Konſiſtorium in 
und Konſigo⸗ Greifswald gehören, verbleibt es ruͤckſichtlich der Kompetenz bei der bisherigen 
riums in erſter Ei R 
Juſtanz. inrichtung. 90 


i $ 
Alle den Beſtimmungen dieſer Verordnung entgegenſtehende frühere An⸗ 
ordnungen werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
5 tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 18. Mai 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz Mühler. v. Noch ow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


as ol, Lee Ne. 2025.) Verordnung wegen Ermäßigung der in der Holz-, Maſt⸗ und Jagd⸗Ordnung für 
G. des N. 4 Se, das Herzogthum Magdeburg und das Fürſtenthum Halberſtadt vom 3. Ok⸗ 
E tober 1743. auf die Verletzung der Schonzeit des Wildes geſetzten Stra⸗ 

fen; Vom 18. Mai 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Da die in der Holz-, Maſt⸗ und Jagdordnung für das Herzogthum Magde⸗ 

burg und das Fuͤrſtenthum Halberſtadt vom 3. Oktober 1743. im es 

1. 
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F. 1. und Tit. XXXIII. auf die Verletzung der Schonzeit des Wildes Seitens 
der zur Jagd ſonſt berechtigten Perſonen geſetzten hohen Strafen den veraͤnder⸗ 
ten Verhaͤltniſſen nicht mehr entſprechen, ſo ſuspendiren Wir, auf den Antrag 
Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz Sachſen und nach dem Gutachten Unſers 
Staatsminiſterii, bis zur kuͤnftigen Emanirung der allgemeinen Forſt⸗ und Jagd⸗ 
Polizeiordnung jene Strafbeſtimmungen und ſetzen an deren Stelle die Stra⸗ 
fen fuͤr das Toͤdten oder Einfangen des Wildprets waͤhrend der vorgeſchriebe⸗ 
nen Schonzeit Nachſtehendes feſt: 

1) für ein Stuͤck Rothwild .. 30 Rthir. 

2) » = Dannwild 20 


z 
3) = einen Auerhahn W > 
A): 05 Schwan ar 10: 
55 „ Alan 10 > 
6) ein Stück Rehwild 10 
eine Trapne 5 ⸗ 
8) = einen Haſen BERG 
9) z ein HDafelhuhn ... - . 3er 
10) = » Birkhunn 3:55 
i); Rebhuhnhnnn 2 


Dieſen Geldbußen wird fuͤr den Fall des Unvermoͤgens des Kontrave⸗ 
nienten verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe ſubſtituirt. 

In Betreff der geſchehenen Aufhebung der Schonzeit fuͤr das Schwarz⸗ 
wild und Hinſichts der Ermaͤchtigung der Provinzial⸗Regierungen, den Jagdbe⸗ 
rechtigten, auf ihren Antrag, zur Vorbeugung von Wildſchaͤden in den dazu 
geeigneten Faͤlen den Abſchuß des Roth-⸗ und Dannwildes auch in der Schon⸗ 
zeit zu geſtatten, behaͤlt es bei den ſchon im adminiſtrativen Wege ergangenen, 
von Uns genehmigten Beſtimmungen ſein Bewenden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. N 

Berlin, den 18. Mai 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Sch. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. b. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


(No. 2026.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. Mai 1839., wegen Kündigung und Kon⸗ 
vertirung der zinsbaren Elbinger Stadtſchuld. 


Auf Ihre gemeinſchaftlichen Berichte vom 3. Februar d. J. und 17. d. M. 
ertheile Ich dem Mir vorgelegten Plan einer Konvertirung der Elbingſchen 
Stadtſchuld und einer damit zu verbindenden Amortiſation Meine Genehmi⸗ 
gung und ſetze nach Ihren Antraͤgen feſt: 

(No. 20252027.) 1) Saͤmmt⸗ 
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1) Saͤmmtliche zu 44 Prozent zinsbare Elbingſche Stadtobligationen im Ras 
pitalbetrage von 402,950 Rthlr. find in der Art aufzukuͤndigen, daß dies 
jenigen Inhaber, die es nicht vorziehen, ihr Kapital gegen eine Konver⸗ 
tirungspraͤmie von zwei Prozent zu 34 Prozent jaͤhrlicher Zinſen, von 
ihrer Seite unaufkuͤndbar, ſtehen zu laſſen, daſſelbe am 2. Januar 1840 
baar zuruͤckempfangen. 

2) Die Fonds zur bisherigen Verzinſung der Schuld ſollen jaͤhrlich mit 
18,1324 Rthlr. noch ferner aufgebracht, hieraus die fortlaufenden Zinſen 
des Kapitals a 34 Prozent beſtritten, aus dem Ueberſchuſſe des Einen 
Prozents zunaͤchſt die Konvertirungskoſten gedeckt und nach deren Be⸗ 
richtigung jahrlich Drei Viertel Prozent nebſt den erſparten Zinſen der 
getilgten Obligationen zur ſukzeſſiden Abtragung auf das Kapital, Ein 
Viertel Prozent aber zu den Verwaltungskoſten verwendet werden. 

3) Fuͤr die Aufbringung dieſer Gelder und deren Ueberweiſung zu den be⸗ 
merkten Zwecken leiſtet die General⸗Staatskaſſe die Garantie. 

4) Um die beſtimmungsmaͤßige Verwendung der erwaͤhnten Gelder noch mehr 
zu ſichern, iſt deren Verwaltung unter die Leitung des Seehandlungs⸗ 
Inſtituts zu ſtellen und mit demſelben dieſerhalb, ſowie uͤber das Kon⸗ 
vertirungsgeſchaͤft und die Herbeiſchaffung der dazu erforderlichen baaren 
Fonds unter den Mir angezeigten Bedingungen, ein Abkommen zu treffen. 

5) Die konvertirten Stadtobligationen zu 33 Prozent koͤnnen nur von Sei⸗ 
ten der ſtaͤdtiſchen Schuldenverwaltung, nicht aber von den Inhabern 
(Nr. 1.) aufgekuͤndiget werden. 

Dieſen Beſtimmungen gemaͤß haben Sie in der Sache weiter zu 
verfahren. 
Berlin, den 30. Mai 1839. 


5 Friedrich Wilhelm. 
n f 
die Staatsminiſter v. Rochow, Rother und Grafen v. Alvensleben. 


No. 2027.) Miniſterial⸗Erklärung zur Ergänzung und Erläuterung der mit der Fürſtlichen 
ae, geg ge, Regierung jüngerer Linie Reuß von Plauen, wegen Uebernahme der Aus⸗ 


As 4: gewieſenen, beſtehenden Uebereinkunft; vom pr 1821. D. d. den 


12. Juni 1839. 


32 Beſeitigung derjenigen Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich ſeither uͤber 
die Auslegung der Beſtimmungen $. 2. a und c. der zwiſchen der Krone 
Preußen und der Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauiſchen der Juͤngern Linie gemeinſchaftlichen 
Regierung beſtehenden Konvention wegen wechſelſeitiger Uebernahme der Ausge⸗ 


wieſenen vom z Apr 1821,, namentlich 


a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit die 
in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen eingetretenen 10 
nde⸗ 
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änderungen auf die Staats angehoͤrigkeit der unſelbſtſtaͤndigen, d. h. aus 
Mu ana Gewalt noch nicht entlaffenen Kinder derfelben von Eins 
uß ſeyen? 


ſowie 
b) über die Beſchaffenheit des, $. 2 c. der Konvention erwähnten zehnjaͤh⸗ 
rigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 

ergeben haben, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem, in der 
Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die Unter⸗ 
thanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung 
des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig 
und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung ge⸗ 
langen zu laſſen, und zwar 


N zu a. 

1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der aͤlterlichen Gewalt noch nicht entlaſſene 
Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Aeltern an und fuͤr ſich und 
ohne daß es einer eigenen Thaͤtigkeit oder eines beſonders begruͤndeten 
Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig 
werden, welche die Aeltern waͤhrend der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder 
erwerben, ; 

ingleichen 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit unſelbſt⸗ 
ſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veraͤnderungen nicht aͤußern koͤn⸗ 
nen, welche ſich nach dem Tode des Vaters derſelben in der Staats⸗ 
angehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, indem vielmehr uͤber die 
Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤndiger Kinder lediglich die Kon⸗ 
dition ihres Vaters entſcheidet, und Veraͤnderungen in deren Staats⸗ 
angehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung ihrer vormundſchaftlichen Behoͤrde 
eintreten koͤnnen. i 

Naͤchſtdem ſoll 


zu b. f 
die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme eines In⸗ 
dividuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend einem Grunde 
(dftig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Fällen des §. 2. c. der Kom 
vention eintreten: 

1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er ausgewieſen 
werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine eigene Wirthſchaft 
gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung des Begriffs von Wirth⸗ 
ſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur 
einer der Eheleute ſich auf eine andere Art, als im herrſchaftlichen Ges 
ſindedienſte Bekoͤſtigung verſchafft hat, 

RES oder 

2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤbernehmen ſoll, 
verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne Unterbrechung 
aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung eines Domizils, Ver⸗ 
heirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe nicht weiter ankommen ſoll. 

(No. 2027.) End⸗ 
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Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤbereingekommen: 
Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, 
dem die Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vor⸗ 
ſtehend aufgeſtellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der 
darüber ſtattfindenden Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die dies⸗ 
faͤllige Differenz derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeiti⸗ 
gen geweſen, ſo wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur 
kompromiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundes⸗ 
Staates ſtellen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen 
gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertrags⸗Ver⸗ 
haͤltniſſen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundes⸗Regierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile überlaffen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regie⸗ 
An eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt eins 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren In⸗ 
halt von keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat der⸗ 
jenige Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Ent⸗ 
ſtehen der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem 
Gebiete zu behalten. 

Berlin, den 12. Juni 1839. 


(L. S.) 
Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


V. Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung der Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauiſchen der juͤngeren Linie gemeinſchaftlichen Lan⸗ 
des⸗Regierung vom 30. v. M. ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 12. Juni 1839. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


